
WICHTIGES IN KÜRZE

Tiefkühlkost europaweit
gefragt
Der Erfolg der Tiefkühlkost
kennt keine Grenzen: In nahezu
allen Ländern Europas stieg
1996 der Verbrauch tiefgefrore-
ner Lebensmittel (ohne Rohge-
flügel und Speiseeis) im Ver-
gleich zum Vorjahr. Nach wie
vor gibt es jedoch noch erheb-
liche Unterschiede beim Pro-
Kopf-Verbrauch in den einzel-
nen Ländern. Spitzenreiter wa-
ren wie in den Jahren zuvor die
Dänen mit einem Pro-Kopf-Ver-
brauch von 40,8 kg, gefolgt von
den Briten mit 38,0 kg. Schwe-
den nahm mit 32,1 kg den drit-
ten Platz ein. Dies meldet das
Deutsche Tiefkühlinstitut (dti) in
Köln.
Erstmals erreichte Frankreich
nach ersten Schätzungen exakt
die 30-kg-Marke. Deutschland
belegte mit 20,1 kg (1995: 19,5
kg) eine Position im Mittelfeld,
hinter Belgien mit 20,3 kg. Spa-
nien verfehlte mit 19,9 kg nur
knapp die 20-kg-Grenze. Öster-
reich plazierte sich mit 16,4 kg
im unteren Mittelfeld. Finnland
meldete 16,1 kg. Das Schluß-
licht bildete wie in den Jahren
zuvor Italien mit 9,7 kg. Das
größte Marktvolumen erreichte
die Tiefkühlkost in Großbritan-
nien (2 288 400 Tonnen), vor
Frankreich (1 700 000 Tonnen)
und Deutschland (1 647 505
Tonnen).
(Kontakt: Susanne König, Tel.:
(02 21) 76 20 64)

Gesetzesfolgen-
abschätzung noch unklar
Es geht um die Kosten-
reduzierung bei den Unter-
nehmen
Im deutschen Bundesrecht gibt
es derzeit rund 5000 Gesetze
und Rechtsverordnungen mit
85 000 Einzelvorschriften. Allein
seit 1980 hat der Bundestag
1600 neue Gesetze auf den
Weg gebracht. So war das Bun-
desgesetzblatt etwa im Durch-
schnitt der 90er Jahre fast 4800
Seiten dick.
Zwar ist absehbar, daß in die-
ser Legislaturperiode weniger
Rechtsnormen verabschiedet
werden als in den Jahren 1990
bis 1994, doch schätzt das In-
stitut der deutschen Wirtschaft,
daß der Bundestag in der lau-
fenden 13. Wahlperiode bis Ok-
tober 1998 etwa rund 400 Ge-
setze beschlossen haben wird.
Der Fleiß des Parlaments hat je-

doch seinen Preis: Viele Vor-
schriften bürden den Betrieben
zusätzliche Hilfsdienste für Va-
ter Staat auf, die sie zum Null-
tarif erbringen müssen. Allein
die staatlich verursachten Büro-
kratiekosten der Unternehmen
belaufen sich nach einer Studie
des Bonner Instituts für Mittel-
standsforschung auf gut 58 Mil-
liarden DM im Jahr.
Um die Belastung der Betriebe
aufgrund der Gesetzesflut in
Grenzen zu halten, hat die Re-
gierung zum 1. Juni 1996 eine
Änderung der gemeinsamen
Geschäftsordnung der Bundes-
ministerien beschlossen. Darin
wird eine Gesetzesfolgenab-
schätzung vorgeschrieben. Dem-
nach reicht es bei der Vorlage
von Gesetzes- und Verord-
nungsentwürfen nicht mehr aus,
nur die Wirkungen für den
Staatssäckel zu kalkulieren und
mögliche Effekte auf die Preise
zu berücksichtigen. Vielmehr
sind auch die voraussichtlichen
Kosten für die Unternehmen an-
zugeben. Dadurch soll sicher-
gestellt werden, daß die Mini-
sterien schon beim Ausarbeiten
der Gesetze kostengünstige
Lösungen anstreben.
Wie diese Vorgaben inhaltlich
ausgefüllt werden können, ist al-
lerdings noch unklar. Um der Mi-
nisterialbürokratie einen Leitfa-
den an die Hand zu geben, ist
zunächst einmal ein Gutachten
in Auftrag gegeben worden.

E. S.

Wassersparen macht’s
nicht billiger
Die Wasserpreise in Deutsch-
land werden zunehmend durch
produktfremde Kosten belastet.
Entgelte für die Wasserentnah-
me machten mittlerweile bis zu
17 Prozent des Wasserpreises
aus. Auch in diesem Jahr wer-
den die Verbraucher für Was-
serentnahmeentgelte mit 500
Millionen DM zur Kasse gebe-
ten. Die Gas- und Wasserwirt-
schaft beobachtet mit großer
Sorge, daß diese Gelder immer
mehr den Charakter einer Steu-
er annehmen, da sie häufig nicht
mehr zweckgebunden einge-
setzt werden. Die Bundesländer
müssen die Verwendung dieser
Gelder endlich offenlegen. Die
Verbraucher wissen oft nicht,
wofür sie bezahlen.
Wassersparen bedeutet nicht
automatisch Geldsparen, da bei
rückläufigen Verbräuchen die
hohen Fixkosten auf reduzierte

Wasserabgaben umgelegt wer-
den müßten. Wassersparen
kann dann kontraproduktiv sein,
wenn geringere Gebräuche
durch Chemie und verstopfte
Abwasserrohre erkauft werden
müssen. Die wasserwirtschaft-
liche Situation in Deutschland ist
gekennzeichnet durch reichlich
verfügbare Ressourcen bei
sinkendem Bedarf. Der Wasser-
verbrauch liegt heute bei 130 Li-
ter pro Einwohner und Tag.
Deutschland hat gemeinsam mit
Belgien den niedrigsten Was-
serverbrauch in der Europäi-
schen Union. E. S.

Einigung über verglei-
chende Werbung erzielt
In Deutschland dürfen Produkte
verglichen werden, wenn das
Konkurrenzprodukt nicht identi-
fizierbar ist. Da Werbung im ge-
meinsamen Markt eine große
wirtschaftliche Rolle spielt und
für viele Produkte europaweit
geworben wird, soll jetzt die
Richtlinie über vergleichende
Werbung für einheitliche Vor-
schriften sorgen. Über die Inhal-
te dieser Richtlinie haben sich
der Ministerrat und das Eu-
ropäische Parlament nach
sechs Jahren vor kurzem im
Vermittlungsausschuß geeinigt.
Der Begriff vergleichende Wer-
bung umfaßt solche Werbefor-
men, die explizit oder implizit
einen Mitbewerber oder dessen
Produkte und Angebote benen-
nen oder zeigen.
Damit sich die Verbraucher ein
besseres Bild der beworbenen
Waren und Dienstleistungen
machen können, werden Ver-
gleiche in der Werbung zuge-
lassen, wenn die Werbung nicht
irreführend und die Verwechs-
lung von Marken ausgeschlos-
sen ist. Nicht erlaubt ist Wer-
bung, die Konkurrenzprodukte
verunglimpft oder herabwürdigt.
Außerdem dürfen nur tatsäch-
lich vergleichbare Produkte oder
Dienstleistungen einander ge-
genübergestellt werden. Dabei
muß die Werbung objektiv blei-
ben und überprüfbare, reprä-
sentative und relevante Merk-
male vergleichen. Innerhalb von
sechs Wochen nach der Eini-
gung im Vermittlungsausschuß
müssen Parlament und Rat über
die Richtlinie abstimmen. Da-
nach haben die EU-Mitglieds-
staaten 30 Monate Zeit, sie in
nationales Recht umzusetzen.

E. S.
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mischungen waren R 404A,
R 407B und R 507. Das Kälte-
mittel R407B wurde dabei nicht
in die engere Wahl genommen,
da es einen erheblichen Tem-
peraturgleit aufweist, für dessen
Beherrschung die technischen
Voraussetzungen in Albany,
Westaustralien, nicht gegeben
waren.
Darüber hinaus wurden auch die
Systemleistung und der Ener-
gieverbrauch beim Einsatz die-
ser Kältemittel in herkömmli-
chen, wassergekühlten sowie in
energetisch effizienteren Ver-
dunstungsverflüssigern in die
Überlegungen einbezogen. Die
Vergleichsdaten enthält Tabel-
le 1.
Für ein Kühlsystem mit Verdun-
stungs- anstatt wassergekühl-
tem Verflüssiger ergab sich da-
her eine Energieeinsparung (nur
in bezug auf die angegebene
Eingangsleistung des Kompres-
sors) von ca. 222 000 kWh oder
AU$ 27 660 pro Jahr (bei einem
Einheitspreis von AU$ 0,1246
pro kWh).

Treibhauspotential
Westaustralien erzeugt seinen

Strom überwiegend mit Kohle-
oder Gaskraftwerken. Der Ge-
samtenergieverbrauch beim Be-
trieb des Kühlsystems hat daher
eine unmittelbare Auswirkung
auf die globale Erwärmung un-
seres Planeten.
Um das Treibhaus- bzw. „Global
Warming“-Potential (GWP) der
beiden Kältemittel zu bestim-
men, wurde der „Total Equiva-
lent Warming Impact“ (TEWI,
äquivalenter Gesamtbeitrag
zum Treibhauseffekt) wie folgt
berechnet:
TEWI = GWP x M + (a) x (B)
Wobei: 
GWP = Treibhauspotential der
alternativen Kältemittel im Ver-
gleich zu CO2 abhängig vom
Zeithorizont: gerechnet wird,
M = Kältemittelverlust während
der Nutzdauer des Systems (20
kg pro Jahr) darstellt.
a = CO2-Emission bei der
Stromerzeugung (0,8 kg/kWh)
B = Energieverbrauch des Sy-
stems während der Nutzungs-
dauer (kWh), nach den Daten
der Systemleistungs- und Ener-
gieaufnahmetabelle.
Die abschließende Analyse er-
gab, daß das R 507 von Allied-

Signal sich als Kältemittel für
dieses Projekt am besten eig-
net, da sein Treibhauspotential
mit dem von R 404A vergleich-
bar ist, während es den höheren
energetischen Wirkungsgrad
bietet und nur aus zwei Aus-
gangsstoffen besteht.

SOLVAY-Investition in
Namibia: Erwerb einer
Flußspatmine zur Ab-
sicherung des wachsen-
den Fluorgeschäfts
Die SOLVAY-Gruppe erwirbt die
Flußspatmine in Okorusu/Nami-
bia (Südliches Afrika). Durch
das anhaltende und auch für die
kommenden Jahre erwartete
Wachstum des Fluorgeschäfts
wird sich der Bedarf der Gruppe
an kostengünstigem und qua-
litätsbeständigem Flußspat
(CaF2), dem wichtigsten Aus-
gangsstoff für Fluorchemikalien,
erhöhen. Solvay hat sich daher
entschlossen, sämtliche Anteile
der Okorusu Holdings Ltd, dem
Eigentümer der Mine, zu über-
nehmen.
Die Tagebau-Mine in Okorusu
verfügt über ausreichende und
qualitativ gute Reserven für
mehr als 20 Jahre. Sie ist seit
1988 in Betrieb und beschäftigt
derzeit rund 130 Mitarbeiter.
Fluorprodukte gehören zum
Kerngeschäft der Solvay-Grup-
pe. 1996 wurde mit diesem Ge-
schäftsbereich ein Umsatz von
rund 250 Millionen USD (8 Mil-
liarden BEF) erzielt. Fluorpro-
dukte werden u. a. in der Kälte-
und Isoliertechnik sowie in der
Metallbearbeitung eingesetzt
und sind darüber hinaus Be-
standteil bestimmter Technopo-
lymere wie PVDF (Polyvinyl-
idenfluorid), ein Werkstoff mit
ausgezeichneten mechanischen
und thermischen Eigenschaften.
Die internationale Chemie- und
Pharmagruppe SOLVAY mit
Sitz in Brüssel (Belgien) ist in
41 Ländern vertreten und be-
schäftigt weltweit über 35 000
Mitarbeiter. Das Unternehmen
erzielte 1996 mit den vier Ar-
beitsgebieten Chemie, Kunst-
stoffe, Verarbeitung und Phar-
ma rund 8,8 Milliarden USD
(282 Millionen BEF).

Verflüssiger Mit Luft- Mit
kühlung Verdunstung*

Kältemittel R 507 R 404A R 507 R 404A

Saugdruck (kPa) 229 218 229 218
Verflüssigungstemperatur (° C) 44,0 44,0 30,8 30,8
Verflüssigungsdruck (kPa) 2065 2224 1495 1448
Kompressionsverhältnis 9,02 10,20 6,53 6,64
Leistungskoeffizient (COP) 1,59 1,55 2,30 2,28
Gesamtleistungsaufnahme (kWh) 109,4 112,3 75,65 76,32

* Die angegebenen Leistungsbedingungen für das System mit Verdun-
stungsverflüssiger basieren auf den tatsächlichen Leistungsbedingungen der
Anlage.

Tabelle 1ASHRAE-Auszeichnung
für Tieftemperatur-Kühl-
anlage mit AZ-50
von AlliedSignal
Die Kälteanlage der C. A. Lom-
mers & Associates Pty Ltd. für
den Kühlhauskomplex der Ha-
fenbehörde von Albany, West-
australien, ist auf dem Winter-
Meeting der ASHRAE im Janu-
ar 1997 in Philadelphia, Penn-
sylvania (USA), mit dem ersten
Technologiepreis in der Katego-
rie „New Industrial Facilities or
Processes“ (neue Industrieanla-
gen/-verfahren) ausgezeichnet
worden. Die Technologiepreise
der ASHRAE werden an Mit-
glieder der Organisation für her-
ausragende Erfolge mit bauli-
chen Innovationen verliehen, die
den ASHRAE-Standards für ef-
fiziente Energiewirtschaft und
Raumluftqualität entsprechen.
Das für die Albany Cold Stores
entwickelte System war eine der
ersten Tieftemperatur-Kühlanla-
gen in Australien, in der das Käl-
temittel AZ-50 (R507) eingesetzt
wurde, die ozonschonende Al-
ternative von AlliedSignal zu
R 502 und R 22. Zu den ener-
giesparenden Merkmalen der
Anlage zählen unter anderem
eine Bodenheizung mit Wär-
merückgewinnung, Verdun-
stungsverflüssiger und ein Heiß-
gasenteisungssystem.
Die Verdampfergehäuse rei-
chen durch die Decke des Ge-
frierraums hindurch, so daß sie
für Wartungszwecke vom Dach-
geschoß aus zugänglich sind
und der Servicetechniker nicht
bei –20 °C arbeiten muß. Die
kleinere Kältemaschine der An-
lage ist außerdem für die
Schnellkühlung vorbereitet, um
unterkühlte Luft durch Auslaß-
gitter im Bodenbereich und in ei-
nen Leintuchtunnel zu leiten, der
über warme Produkte gespannt
werden kann. Zur Überwachung
und Steuerung ist ein computer-
gestütztes System installiert,
das den Energieverbrauch ge-
zielt optimiert und über ein in-
ternes Meldesystem für eine
Alarmüberwachung sorgt.
Der gesamte Komplex gilt als ei-
nes der großen Industrieprojek-
te dieser Region und erforderte
die Wahl eines effizienten, lang-
fristigen HFKW-Kältemittels für
die Tieftemperaturkühlung.
Die zum Zeitpunkt der Doku-
mentation im Juli 1994 am Markt
verfügbaren und in Erwägung
gezogenen HFKW-Kältemittel-

Die Kühlanlage im Kühlhauskomplex der Hafenbehörde von Albany,
Westaustralien. (Foto: AlliedSignal, ASC/PR027).


